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Schadensersatzansprüche des Staates gegenüber Privaten 
- Zugleich eine Anmerkung zu BVerwG, Urteil vom 3. April 1996 - 6 C 5.941 - 
Von wissenschaftlichem Assistenten Dr. Ulrich Stelleens, Saarbrücken 
Schadensersatzpflichten Privater gegenüber der öffentlichen 
f land sind nur m den seltensten Fällen ausdrücklich normiert. 
Jedoch finden die§§ 823 Jr BGB zu Lasten Privater grund- 
sätzl1ch selbst m öJlcnLlich-rechtlichen Rechtsverhältnissen 
/vntoendunv, Fine analoge Anwendung des zivilrechtlichen 
l-eisucngsstörungsrcchts oder nicht «nrnittelb ar einschlägiger 
Schadensersatzansprüche kommt dagegen innerhalb öffent- 
lieh-rechtlicher Rechtsverhältnisse zu Lasten Privater nur 
m /\usnahrnefällen in Betracht: Das Vorliegen einer die 
Rccbtsjortbildung rechtjcrtigcndcn Regelungslücke wird 
nicht bereits dadurch indiziert, daß ausdrucleliche Schadens- 
ersatzansprüche fehlen. Dies ist der I( ernsat z des Urteils des 
IJVerwC vorn 3. 4. 19% rnr !la/tung von Studentenuertre- 
tern gegenüber der Uniucrsitdt. 
Hat jemand einen anderen geschädigt, stellt sich die !'rage 
nach Schadcnscrsar». Wird die öffentliche Hand durch cine 
Privatperson- gesclüdigt, ist dies nicht anders, vielmehr ist 
die Verwaltung nach§ 19 Abs. I HGrG, § 34 Abs. I BHO/ 
LI 10 und den entsprechenden Vorschriften auch verpflich- 
tet, durch Schadensersatzansprüche entstehende Einnahmen 
/.LI erheben. Bestehende Schadensersatzansprüche des Staates 
gegeni.iber dem Bürger durchzusetzen, ist also haushalts- 
rechtlich /.wingend - sieht man einmal von den Nicderschla- 
gungsmöglichkciten der§§ JI Abs. 2 I-IGrG, 59 BGO/U-JO 
ab. Umgekehrt gilt allerdings für die Verwaltung der Grund- 
sat1: des Vorbehaltes des Gesetzes (A rt. 20 Abs. 3 GG): 
1-1 iernach ist auch die Durchsetzung eines Schadensersatzan- 
spruchs gegenüber einem Privaten als cine diesen belastende 
Maf1nahmc nur mlässig, wenn dies gesetzlich festgeschrieben 
ist. Sicht man von den verschiedenen steucr-3 und sozial- 
rechtlichen- l Iaftungstatbcstandcn ab, denen teilweise cine 
Schadensersatzfunktion zukommt, geschieht dies in den 
seltensten 1:ällc11 ausdrücklich. Daher ist cs wichtig zu wis- 
sen, wan 11 und u ntcr welchen al lgcmci nen Voraussctzu ngen 
der öffentlichen 1-bnd Schadensersatzansprüche gegenüber 
dem !forger zustehen können. Anders als die umgekehrte 
Konstellation der Staatshaftung gegenüber Privatpersonen 
fehlt cs jedoch diesbezüglich an einer zusarnmcnlasscndcu 
Darstellung, die hier versucht werden soll. Die in der Über- 
schrift zitierte Entscheidung des Sechsten Senats des 
BVcrwC vom J. 4. 1996, in der cs - vereinfacht - urn die 
1:rage der I laftung eines Studentenvertreters gegenüber der 
Universität ging, die er in Ausubunj; seines Amtes geschädigt 
I llVerwCI·: 101, 51 ff.= DVHI. 19%, 1368 If. 
2 Die j,',·a,;e nach Schadcnscrs.uznnspruchcn /,wischen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts soll hier unberücksichtigt blei- 
ben. Siehe hierzu: U. Stclkcns, Ycrwaltuni,;shaftungsrccht (er- 
scheint voraussichtlich J 998). 
3 Vgl. z. H. § 10 h Abs. 4 Satz 2 EStG, § 42 EStG. 
4 Vgl., .. I~.§ 321 SGB Ill,§ 28 c Abs. 2 und 3 SGI:\ rv. 
hatte>, gibt einen gewissen Anlaß hierzu: Ihr ist zwar im 
Ergebnis wie in der ßcgri.indung zuzustimmen, jedoch ist bei 
einigen Passagen der Begründung nicht auszuschließen, da/\ 
sic Mißverständnisse hervorrufen werden. Daher soll zu- 
nächst untersucht werden, inwieweit sich aus dem allgemei- 
nen Delik tsrechr der§§ 823 ff. BGB Ansprüche der öffentli- 
chen Hand ergeben können (l), bevor auf die Frage einge- 
gangen wird, inwieweit innerhalb eines /.wischen der Verwal- 
tung und einem Privaten bestehenden Sonderrechtsverhält- 
nisses spezielle Schadensersatzpflichten bestehen können (11 
bis JV). 
I. Schadensersatzhaftung nach Deliletsrecbt 
a) Voraussetzung für cine 1-Jafrung von Privatpersonen 
gegenüber dem Staat nach den allgemeinen Deliktsvorschrif- 
ten ist zunächst die Anwendbarkeit des Privatrechts was 
zum Problem der Abgrenzung zwischen öffentlichem und 
privatem Recht hihrt«, Sichtet man die hierzu ergangene 
Rechtsprechung, findet man allerdings kaum etwas zu der 
Frage, wann aus einem bestimmten (Fchl-jv erhalten einer 
Privatperson Rechtsfolgen des öffentlichen oder des privaten 
Rechts fließen. Die Rechtsprechung zu den umgekehrten 
fällen, in denen ein Hoheitsträger eine Privatperson schä- 
digt, erlaubt insoweit aber bestimmte Rückschlüsse. Sic 
beruht auf verschiedenen Prarnissc», die im wesentlichen 
schon das Reichsgericht hir zutreffend gehalten hatte": Zu- 
nächst wird davon ausgegangen, da/\ das Handeln eines Ho- 
heitsträgers elem öffentlichen Recht unterstellt ist, wenn sich 
aus dem Gesetz oder - soweit der handelnde Hoheitsträger 
die Wahl zwischen öffentlich-rechtlicher oder privatrechtli- 
cher Handlungsform hat - aus dem erkennbar zewordencn 
Willen des handelnden Hoheitsträgers nichts and:rcs ergibts. 
5 Tarsächl_ich war nicht die Universitiit, sondern der Hayerischc Staat 
geschad,gt wurden, da der Studemcnvertreter staatliche Haus- 
haltsmittel fehlerhaft verwendet hatte. Dennoch hatte die Uni- 
versität (als Quasi-Anstellungskörperschaft) den Sch,1dens- 
ersatzanspruch im Wege cler Drittschadensliquiclarion geltend ge- 
rn;_1cht, was be, fehlerhafter Verwaltung frernclcr Haushaltsrnittel 
stand,ge, von den Verwaltungsgerichten gebilligte und gcfurdene 
Verwaltungspraxis ist (vgl. hierzu 1nsbcsonderc BYerwG, NYwZ 
1985, 904; DOY 1995, 382; NJW 1995, 978; YGH Mannhcirn, 
Zl:\I( 1974, 337,338; ZßR 1985, 115; OYG Koblenz, ZBR 1988, 
394). 
6 Siehe hierzu: Ehlen, Verwaltung in Privatrechtsform, 1984, 
S. 510 ff.; Hüucnb,·ink, Schadensersat/.ansprüche cler Sclbstverwal- 
tungskörpcrschaften gegen ihre Organ waiter, 1981, S. 152 ff.; ders., 
Die Hürgcrhaftung als Gegenstück /,Ur Staatshaftung, DÖV 1982, 
489 ff. 
7 Siehe hierzu Merk, Deutsches Verwaltungsrecht - Erster Band, 
19(,2, S. 1755 ff., m. umf. Nachw. 
8 Ehlen, Verwaltung und Verwaltungsrecht im clernokrat:ischcn und 
sozialen Rechtsstaat, in: Erichsen (Hrsg.), /\llgcrneines Yc1·wal- 
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Ist das in Frage stehende Handeln - wie z.B. alle Realakte - 
selbst rechtlich indifferent, ist auf den größeren Zusammen-- 
hang abzustellen, insbesondere auf Zweck und Ziel des Ver- 
waltungshandelns. Insoweit ist zu fragen, ob dieser Zusam- 
menhang durch ein Gesetz oder - bei l'or111enwahlfrei-- 
heir - aufgrund des erkennbar gewordenen Willens des han- 
delnden Hoheitsträgers elem öffcntl1chen Recht oder dem 
Privatrecht zugewiesen ist", Hieraus folgt umgekehrt, da/\ 
alle Vorbereitungs-- und Hilfsmaflnahmen zwingend d crnse]- 
bcn Rechtsregime unterliegen wie die Haupthandlung. Dern 
handelnden Hoheitsträger k ornmt diesbezüglich kein geson- 
dertes Bestilllmungsrecht zu!". Unerheblich ist schließlich, 
ob gerade fLir den von der Handlung Betroffenen erkennbar 
ist, ob sic im öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Zusamlllcnhang steht!'. 
b) Die Rechtsprechung stellt damit für die Frage, ob aus 
einer schädigenden Handlung eines Hoheitstriigcrs Rechts-- 
folgen des öffentlichen oder des privaten Rechts fließen, 
allein auf die Sicht des schädigenden Hoheitstriigers ab. Dies 
entspricht wohl auch sonst den Kriterien zur Abgrenzung 
zwischen öffentlichem oder privatem Recht, nach denen bei 
der Bestimmung der Rechtsnatur nicht eindeutig dem öf- 
fentlichen oder privaten Recht zugeordneter Handlungen 
jedenfalls grundsätzlich die Sicht der Verwaltung entschei- 
dend ist12_ Erkl.iren läßt sich diese »einseitige« Bctrach- 
tunoswcise vor allem aus historischer Sicht: Als die ersten 
Urteile des Reichsgerichts zu dieser !-"rage ergingen, wurde 
das Verwaltungsrecht in deutlicher Anlehnung an die fran- 
zösische Rechtslehre!' eher als Privileg der Verwaltung 
empfunden, als cine besonders günstige Regelung, die zwar 
auch oewissc Bindungen, 1111 ganzen aber weit weniger Ein- 
schräi~lrnngcn als das Privatrecht cnt hicl t!+. Unter diesem 
Blickwinkel erscheint cs gerechtfertigt, dann (aber auch nur 
dann) die Verwaltung dem Privatrecht zu unterwerfen, wenn 
sic sich dieser ungünstigen Regelung »ausdruckli.h, unter- 
worfen hat oder kraft Gesetzes unterwerfen muf\15_ Umge- 
kehrt ergibt sich hieraus: daß öffcntlich--rechtlichc Rechtsfol-- 
ccn aus der Handlung eines Privaten nur dann l·\1c!len, wenn 
b 
tungsrecht, I 0. Aufl. 1995, § 2 RdnL 45;_ Krc.(i, in: Das lllir,;erli- 
chc Gesetzbuch mit besonderer Llcrucks1cht1gung der Rechtspre- 
chung des Reichsgerichts und de: ßun;lcsgcrich1shofs - Band I l, 
6. Teil: §§ 832-853, 12. Aull. 1989, § 839 Rdnrn. 73 f., 111. w. N. 
zur Rechtsprechuns. 
9 Erichsen, Das Verwaltungshandeln, in: Eri_chsen (J'u/\n. 8), § 31 
Rdnr. 3; Kl'ejl (Fu/\n. 8), § 839 Rdnrn. 117 H.; Mä111·e1·, Allgemei- 
nes Verwaltun°srecht, 11. Aufl. 1997, § 3 Rdnr. 22. 
Io Diese Recl1tsp~cchung ist erst durch RG7, 158, 83 l  begründet 
worden und damit relativ neu. Vorher wurde ,1ngenon1n1en, da{\ 
ein Hoheitsträger, der am ;1llgcmeincn Verkehr teilnimmt, immer 
privan·cchtlich handelt: vgl. z.B. R~Z I 09, 209_ ff.; 139, 149 ff. .. 
11 Besonders deutlich insofern: BGHZ I 18,304 ff. (310). So crk l.irr 
sich letztlich die hcuti~c Rechtsprechung zu den Dicnstfohrtcn-- 
f:illcn: vo-1. hierzu: Kreft (l'uiln. 8), § 839 Rdnr. 120. 
12 Systernf~c,mlc Ausnahmen hierzu bildet allein die gerade deshalb 
zu Recht kriusicrtc Rechtsprechung 1.u den Hausverbotsfallen (s. 
hierzu: I). Stelkens I U. Ste/kens, in: Srclkcns/Bonk/Sachs, Ver- 
waltun<>svcrfahrensgesetz, 5. Aufl. 1998, § 35 Rdnr. 71 111. w. N.) 
und z/der Frage der Anwendbarkeit des_§ 812 BGB bei irrtürrdi- 
chcr Überweisung einer öffcntlich-rcchrlich veranlaßten Leistung 
an einen Unbeteiligten (vgl. Ehlen, in: Schoch/Sch111idt-Aß111,11111/ 
Picrzricr, Venvaltungsgc1·icl1tsordnung, Rdnr. 290 111. w. N.). 
13 Das fran1.ösischc Grundvcrständn,s 1.ur Aulgabc des Verwal- 
tungsrechts har sich insowc_it _b,is heut:e nicht geänderr: \Ice/cl! 
Dclvolve, Droit adrn1n1strat1I- lome I, 12. Aufl. 1992, S. 98 ff. 
14 Diese Haltung ist noch besonders deutlich bei \'I/. Jellinek, Ver- 
waltungsrecht, 2. Aufl. 1_931, Nachdruck 1948, 3 § 2 I 2, S. 25. 
15 \'1/enn die Verwaltung dies aber getan har, 1st cs h1ern,1ch ~erechr- 
fcrti<>t ihn den privatrechtlichen Rq;eln zu unrerwerfcn, da - 
7.u111°S~hutz des Bürgers - Gleichartiges gleich geordnet sein mull 
(0. Mäya, Deutsches Verwaltungsrecht, Erster Band, I. Aufl. 
1896, S. I 38) 
das öffentliche Recht an diese l-clandlung (zugunsten oder /.LI 
Lasten der Verwaltung oder anderer Privatpersonen) beson- 
dere Rechtsfolgen knüpft16_ Aus dieser Sicht versteht sich 
auch die Anwendbarkeit der §§ 823 ff. BGH gcgcnLibcr der 
öffentlichen Hand zu Lasten des Bürgers letztlich von selbst: 
Geht man davon aus, daf\ das öffentliche Recht ein Privileg 
der Verwaltung ist, ist nämlich kein Grund ersichtlich, war-- 
Ulll sich auch der Bürger (selbst innerhalb öffentlich-- 
rechtlicher Rechtsverhältnisse) auf dieses Privileg berufen 
und s.ich auf diese Weise seiner privatrechtlichen Pflichten 
cntlccligcn können soll - 7.umal die Verfasser des BGB alles 
Vermögensrecht und damit auch die Frage der Schadenser-- 
sav.pflichtcn des Bürgers gegemibcr elem Staat schlechthin 
dcrn Zivilrecht 1.urechnctcn17. Die deliktischc Haftung des 
Bürgers gegenüber dem Staat - auch innerhalb ölfcntlich-- 
rechtlichcr Rechtsvcrh:iltnisse - ist deshalb trotz der grund- 
sätzlichen Trennung zwischen private111 und öffentlichem 
Recht im BGB selbst angelegt, da das Delikrsrccht kein be- 
reits bestehendes privatrechtliches IZechtsvcrh,ilrnis zwischen 
Scli:idiger und Gcschiidigtcm voraussct1.t, vielmehr unab- 
hängig vo111 Bestehen eines solchen R.echtsvcrhiiltnisscs an 
cine bestimmte Handlung des Sclüd1gcrs privatrechtliche 
Rechtsfolgen knüpft1s_ 
c) Dementsprechend ist auch innerhalb öffentlich--recht-- 
lichcr Rechtsvcrhiiltnissc bei Sclüdigung eines Hohcitstr,igcrs 
durch einen Privaten nicht zu fragen, ob sich cine Haftung des 
Privaten aufgrund einer a,ulogen Anwendung der §§ 823 ff. 
BGB ergeben kann1'1. Es kann allenfalls umgekehrt 1.u unt:cr-- 
suchcn sein, ob dem Regelfall der unmittelbaren J\nwendbar-- 
keit der §§ 823 ff. BGB das öffentliche Recht ausnahmsweise 
- ausdrücklich oder i111plizit - entgegensteht. Dogmatisch 
bcgr(inden läßt sich cine solche Übcrhgerung der §§ 823 ff. 
BGB durch das öffentliche Recht mit der Lehre vo111 Veriva!-- 
11mgspriva.1recht. Hiernach stehen der Vcrwc1ltung die I land-- 
lungsformen des Privatrechts nur insoweit zu, als das öffentli- 
che Recht dies gcstattct20_ Damit kann das öffentliche Recht 
cinclll Hohcitstriiger auch verbieten, bestimmte J\nsprLichc 
geltend zu machen, die ihm gcgenLiber anderen Privatrechts-- 
subjekten nach Privatrecht z.ustchcn. Im Regelfall wird cine 
solche Überlagerung der§§ 823 ff. BGB durch das öffentliche 
Recht jedoch nicht anzunehmen sein: Es ist etwa nicht er-- 
kennbar, warum z.B. bei Vcrlct1.ung eines öffentlich--rccht-- 
lichcn Vertrages oder eines nicht-vertraglichen verwaltungs-- 
rechtlichen Schulclverli:iltnisscs grundsätzlich cine Sch:1dens-- 
crsatzhaftung des BLirgers nach den §§ 823 ff. BGB ausgc-- 
sch lossen sci n soll. J\ ndcrcrseits ist ci n völl 1gcr A ussch I uß der 
§§ 823 ff. BGB z.B. bezüglich der Schadcnsersat1.haFtung der 
Beamten gegenüber ihrem Dicnstherrn anerkannt, sofern die 
besonderen beamtenrechtlichen I nncnhaftungstatbestiindc21 
16 Siehe hier1.u: Lhlcrs, in: Schoch/Schmidt-A ß111:1nn/Pietzner 
(f'ul\n. l 2), § 40 H.dnrn. 294,443 f. 
17 Siehe hierzu Lasse/I', Der Erst:Jttunssanspruch irn Ve,-waliungs- 
und hnanzrecln, 1921, S. I ff.; Merk (Ful\n. 7), S. 66 111. w. N. 
JS So auch Hü1tenbnnk (h1ßn. 6), DÖV 1982, 490 l  111 diese 
Richtung auch: ßGI I, T':imRZ 1%3, 128 II.; NJ\'// 1997, 131; 
NJ\'// 1997, 133; NJ\'// 1997, 1237; OLG Köln, 1:,unKZ 1986, 988 
fl. (989); LG Bonn, NJ\'1/-RR 1989, 284; BSG, FamllZ 1970, 
647 ff.; OVG Lüneburg, NJ\'// 19%, 2947. V,;I. :lllch: Dill, Die 
Haftung der Mitglieder des studentischen Sprccherr;1ts in ß,1yern, 
BayVGI. 1994, 586 ff.; Niimr11111, A mtshafi:ung gegenüber Belie- 
henen, DVßl. I 984,322 II. 
19 So aber LG Münster, Ji\ 1978, 1451., und Ehlers (l'ul\n. (,), 
S. 512 I.; dcrs., in: Schoch/Schmidt-Aßrn,rnn/Pict1.ner (l'uf\n. 12), 
§ 40 Rdnr. 432. 
20 Siehe hierzu nur Wn!fj/!Jächo(!Stober, Verwaltungsrecht I, 
10. Aul  1994, § 23 Rdnrn. 29 l  
21 Bund:§ 46 ßRRG, § 78 BBG; ßadcn-\'1/Lirttcmbcq;: § 96 LßG; 
ßaycrn: /\rt. 85 LßG; ßcrlin: § 41 LBG; ßrandenbur,;; § 44 LBG; 
ßre111en: § 77 13rc111ßG; 1--larnbur~: § 82 H,nbBG; I lessen: § 91 
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anwendbar sind22. Denkbar wäre etwa auch, der Verwaltung 
den RLickgriff auf § 826 BGB ;,u verwehren, wenn die vor- 
s:ü;,\ichc sittenwidrige Schädigung eines ßürgers in der Er- 
wirkung eines rechtswidrigen, ihn begünstigenden Verwal- 
tungsakts besteht, der z. B. wegen Fristablauf nach § 48 
Abs. 4 VwVfG oder aus sonstigen Grunden nicht mehr zu- 
rückgenommen werden kann23. 
d) Sind die§§ 823 fl BGB w Lasten des Bürgers gcgcn- 
über einem Hoheitsträger anwendbar - also nicht aus- 
nahmsweise öffentlich-rechtlich ausgeschlossen -, sind sic 
nicht anders anzuwenden als zwischen Privatpersonen. Ein 
Tatbestand des allgemeinen Deliktsrechts soll im vorliegen- 
den Zusammenhang allerdings näher präzisiert werden, 
narnlic}, § 823 Abs. I BGB, soweit von der Rechtsprechung 
als "Sonstiges Recht- auch das Recht am eingerichteten und 
ausgeübten Gewerbebetrieb anerkannt wird?", wodurch nach 
Karsten Schmidt im Wege der Rechtsfortbildung ein Schutz 
des Gewerbebetriebes in seiner Integrität, also seiner Sub- 
stanz und seiner Tätigkeit, begründet wird, was notwendig 
sci, um den Gewerbebetrieb als tätigen und daher besonders 
störanfälligen Organismus zu schiitzcn->. Folgt man dem, 
mu/\ man wohl annehmen, da/\ Schuugegenstand des 
"Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gcwcrbcbctricb« 
nicht nur Gewerbebetriebe, sondern auch nichtgewerbliche 
und/oder nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtete Unter- 
nehmen sein können, also letztlich alle tätigen Organismcn26 
In dieser Linie läge cs durchaus, auch ein "Recht am einge- 
richteten und ausgeübten /\mtsbctrieb« anzuerkennen, also 
juristische Personen des öffentlichen Rechts gegenüber Pri- 
vatpcrxoncn vor 1-:ingriffrn in die Integrität ihrer Verwal- 
tungsorganisation und Verfahrensabläufe zu schützcn-". Zu 
denken w.irc an einen Eingriff in den "eingerichteten und 
ausgeübten Amtsbetricb« etwa, wenn erkennbar unbcgrün- 
dctc Rechtsmittel gegen l:\chördcncntschcidungcn (z.B. 
gegen A ultragsvcrgabccruschciduugcn) eingelegt werden und 
hierdurch sp.itcr die Kosten der beabsichtigten Ma/\nahmc 
steigen2K oder wenn als Protest gegen Sparma/\nahmcn der 
Landesregierung dazu aufgerufen wird, alle Steuererklärun- 
gen (soweit möglich) am selben Tag beim Finanzamt abzu- 
geben oder masscn weise crkcn n bar u 11 bcgrü ndctc A nträgc zu 
stellen, um dadurch den Amtsbetrieb zu hlock icrcn-". In- 
l-lßG; Mecklenburg-Vorpommern: § 86 LBG; Niedersachsen: 
§ 86 N13G; Nordrhein-Westfalen; § 84 LßG; Rheinland-Pfalz: 
§ 86 LßG; Saarland: § 93 Sl3G; Sachsen: § 96 Seichs BG; Sachsen- 
Anhalt: § 78 ßG l,SA; Schleswig-Holstein:§ 94 Ll3G; Thüringen: 
§ 82 Thürl3G. 
22 (first/ (i"gcrl M iih/1 Niedermaier, 13earntenrecht des ßu ndes und 
der Linder, in: Fursr (1 l rsg.), Gesamtkommentar Öffentliches 
Dienstrecht, ll;1nd I, K § 78 Rdnr. 14; l'log!Wicdow/ßeckl 
l,cmhöfi:r, Kommentar zum Bundesbeamtengesetz,§ 78 Rrinr. 4. 
23 A. A. wohl ßSG, l'a111R/'. 1970, 647 ff., 650. 
24 Siehe nur Thomas, in: Palandt (Begr.), Bürgerliches Gesetzbuch, 
58. Aufl. 1998, § 823 Rdnrn. 19 ff. 
25 Siehe hicrz.u K. Schmidt, I landclsrccht. 4. Aufl. 1994, § 7 V 2, 
S. 1% ll 
26 In diese l{ich1ung: Mertens, in: Münchener Kommentar 1.u111 
l-lc1rgerlichen Gesetzbuch, band 5, 3. Aufl. 1997, Vor§§ 823-853, 
Rdnrn. 485 l  
27 In diese Richtung ßGI IZ 90, 113 ff. (123), zur Bundesbahn, 
bevor dieser K,1ufrnannsc1gcnschaft zuerkannt wurde. Die ßun- 
dcshahn wehrte sich gegen Maf\nahmcn einer ßürgerinitiativc, die 
sich gegen ein [ur unwirtschaftlich gehaltenes l'lanfeststellungs- 
verfahren richteten. 
28 Vgl. 1,u den entsprechenden l'allgestaltungen gegenüber Gewer- 
bebetrieben (unberechtigte Schutzrechtsverwarnung): K. Schmidt 
(l'ufln. 25), § 7 V 4 b, S. 202 ff. 
29 Vgl. zu den entsprechenden l'allgestaltungcn gegenüber Gewer- 
bebetrieben (Bcuicbsblocknclc): K. Schmidt (h,fk 25), § 7 V 4 a, 
S. 201 f. 
wieweit eine solche Anerkennung des "Rechts am eingerich- 
teten und ausgeübten Amtsbeuieb« tatsächlich möglich ist, 
müEte allerdings im einzelnen untersucht werden. 
I I. SchadensersatzhajtHng mnerhalb privatrechtlicher 
Schuldverhältnisse 
Soweit zwischen einer Privatperson und einem f-loheitstr,igcr 
ein privatrechtliches (vertragliches oder gesetzliches) Schuld- 
verhältnis besteht, haftet die Privatperson unproblematisch 
nach zivilrechtlichem Leistungsstörungsrecht, bei Fehlen 
privatrechtlicher Spezialvorschriften also insbesondere nach 
den Grundsätzen über die positive Forderungsverletzung 
und der culpa in contrahendo. Diese Haftung tritt grund- 
särz.lich neben die allgemeine dcliktsrcchtlichc Haftung nach 
den §§ 823 ff. BGB, allerdings können die §§ 823 ff. BGB 
durch spczralgcsctzliche oder vertragliche Regelungen auch 
inhaltlich modifiziert werden - etwa hinsichtlich des Haf- 
tungsrna/\stabs oder der Vcrj,ihrung30. Den wohl praktisch 
bedeutsamsten Fall einer solchen vertraglichen Teilabbedin- 
gung des Dcliktsrcchts in einem privatrechtlichen Rechtsver- 
hältnis zwischen Staat und ßürgcr findet sich im Recht der 
Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes: § J 4 
BAT/BAT-O, § 1 Ja MTArb/MTArb-O, § 9 a BMT-G/ 
BMT-G-O verweisen bezüglich der Schadensersatzhaftung 
der Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes auf 
die für die Beamten des jeweiligen Arbeitgebers geltenden 
Vorschriften, also auf die Vorschriften über die beamten- 
rechtliche Innenhaftung, die seit dem 9. Gesetz zur Ände- 
rung dicnstrcchtlichcr Vorschriften vorn 1 J. 6. 199231 über- 
einstimmend nur noch cine Haftung des Beamten gegenüber 
seinem Dienstherrn für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
vorsehen. Diese - wegen § SJ BHO/LHO faktisch allge- 
rncinverbindlichcn32 - tarifvcrtraglichen Regelungen bewir- 
ken nun nicht eine unmittelbare Anwendbarkeit des Beam- 
tenrechts, sondern nur cine rein privatschuldrcchtliche Rege- 
lung des Inhalts, dafl cine I-'Jaftung des Arbeitnehmers nach 
den Grundsätzen Libcr die positive Vertragsverletzung und 
den §§ 823 H. BGB ausgeschlossen ist, soweit in entspre- 
chenden Fällen die Schadensersatzhaftung eines Beamten 
nach den beamtenrechtlichen lnnenhaftungsvorschriften 
ebenfalls ausgeschlossen wäre. Damit wird (zulässigerweise) 
LL a. cine vertragliche und deliktischc Haftung des Arbeit- 
nehmers für leichte und mittlere Fahrlässigkeit vollständig 
abbcdungen, ohne da/\ allerdings die Rechtsgrundlagen der 
Haftung (Grundsätze der Haftung bei positiver Vertragsver- 
letzung und dcliktische Ansprüche) durch das entsprechend 
anwendbare Beamtenrecht "ausgetauscht« würden. Zu be- 
achten ist weiterhin, da/\ diese tarifvcrtraglichen Regelungen 
natürlich nur dann gelten, wenn der betreffende Arbeitneh- 
mer kraft Gcwerkschaftszugebörigkcit oder einzelvertragli- 
cher Verweisung überhaupt tarifgebundcn ist. Fehlt cs hieran 
- wie etwa bei den hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern der 
gesetzlichen Krankenkassen nach§ 35 a SGB lV33 -, kom,nt 
allenfalls cine Anwendung der allgemeinen Grundsätze über 
die Haftung des Arbeitnehmers im Arbeitsverhältnis in Be- 
tracht, cs sci denn, Art. 34 Satz 2 GG greift als gleichsam 
"privatrcchtsmod i fiziercndes Verfassungsrecht« ein. 
30 13GHZ 9,301,306; Mertens (Fuiln. 26), Vor§§ 823-853 Rdnr. 34. 
31 BGBI.IS.1030. 
32 IJaumgärt!!ricberg, Recht der Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes, in: Fürst (Hrsg.) Gesarntko111111cntar Öf- 
fentliches Dienstrecht, Band IV, T vor§ I Rdnr. I. 
33 Siehe hierzu: Seegmül!er, Die Haftung der Mitglieder des haupt- 
amtlichen Vorstands der gesetzlichen Krankenkassen, NZS 1996, 
408 ff. 
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] ! I. Schadensersatzhajiung bet Verletzung 
öffentlnh-rechtlicher Verträge 
Sclüdigt cine Privatperson einen Ho hcitsrrag cr durch Ver- 
letzung eines öffentlich-rechtlichen Vertrages, kann fraglich 
sein, inwieweit zu ihren Lasten neben der l'-Iahung nach 
§§ 823 ff. BGB e111e Schadcnscrs:1tzhaftung nach zivilrcchtli- 
chem Leistungsstörungsrecht in Betracht kommt, soweit 
spezielle öffentlich-recht! ichc Vertrags hattu ngsvorsch riften 
fehlen. Anders als die §§ 823 ff BGB ist das zivilrechtliche 
Leistungsstörungsrecht hier nicht unmittelbar anwendbar, 
weil cs das Bestehen eines privatrechtlichen Vertrages (oder 
eines gesetzlichen privatrechtlichen Schulclvcrh:iltnisscs) 
zwischen Schäcligcr und Gesch,icligtcm voraussctzr; cs kann 
auf öffentlich-rechtliche Vertrage daher nur aufgrund einer 
Verweisung des öffentlichen Rechts auf das Zivilrecht An- 
wendung finden. Eine solche Verweisung ist - bezogen auf 
die Verwaltungsvertrdge34 i. S. des§ 54 VwVfG, § 53 SGB X 
- in § 62 Satz 2 VwVfG; § 61 Satz 2 SGl3 X ausdrücklich 
enthalten: Diese Vorschriften ordnen cine entsprechende und 
erg,in/.ende Anwendung des BGl:l an, soweit elem das iiffcnt- 
lichc Recht nicht entgegensteht. Aufgrund dessen können bei 
V crlctzu ng ci nes V crwa I tu ngsvcnrages grundsitzl ich die 
Regeln des zivilrechtlichen Leistungsstörungsrechts und 
damit auch die hiermit verbundenen Schadenscrsav.-anspri.i- 
chc nach § 280, § 286, § 307, § 325 BGB und die Grundsitze 
ü bcr die l-bftu ng bei positiver V enragsvcrletzu ng und 
bei culpa 111 contrahcndo zur Anwendung kommen, cl:i 
ci 17 öffentlich-recht! ich es Leistungsstörungsrecht wei tgchend 
fch\t3\ Durch den Verwaltungsvertrag selbst oder durch die 
gesetzliche A usgcstal tung bes ti rn mrcr öffent:I ich-recht\ ichcr 
Vertragsverh:iltnisse kann aber auch der Rückgriff auf das 
/.ivilrcchtliche Leistungsstörungsrecht ausgeschlossen sein. 
Es ist aufgrund des Verweises der§ 62 Satz 2 VwVfG, § 61 
Sav 2 SC B X auf das BGB zudem möglich, venr,1glich die 
Haftung des Privaten nach §§ 823 ff. BGB auszuschließen 
oder ,.u modifizieren, also den Privaten gan/. oder teilweise 
von der dcliktischen Haftung freizuzeichnen. Der Verweis 
der§ 62 Satz 2 VwVfG, § 61 Satz 2 SGB X auf das 13GB wird 
im übrigen als Norrnierung eines allgemeinen Rechtsgrund- 
satzes verstanden: Bei allen öffentlich-rechtlichen Vertragen 
(nicht nur solchen i. S. des§ 54 VwVfG, § 53 SGl3 X) sollen 
Leistungsstörungen entsprechend dem zivilrechtlichen Lei- 
stungsstörungsrecht abzuwickeln sein, urn die Durchführung 
des Vertrages und die Einhaltung der Vertragspflichten 7.U 
sichern". Dern wird man jedenfalls insoweit zustimmen 
können, als hierdurch _cine Haftung einer Privatperson ge- 
genüber einem Ho hcitstr.igcr und umgekehrt begründet 
werden soll, jedoch ist hier besonders genau zu prüfen, ob 
der Anwendbarkeit des zivilrechtlichen Leistungsstiirun"S- 
rechts keine speziellen öffentlich-rechtlichen Rechtssii~7.e 
entgegenstehen. 
/ V. Schadensersatzhaji1mg be, Verletzung nicbtucrtraglicher 
V ertoaltun gsrechts·vcrhcil tnt sse 
a) Wohl am heftigsten umstritten ist im vorliegenden Zu- 
sammenhang die frage, wann cine Schaclcnscrsau.haftung 
Privater gegenüber dem Staat bei Verletzung nichtvcrtrag- 
34 Siehe zum Begriff des Verwaltunßsvenrags: Maurer (hd\n. 9), 
§ 14 Rdnr. 7. 
35 Honle, in: Stelkcns/Bonk/Sachs (l'uf\n. 12), § 62 Rdnrn. 33 ff. 
36 Lehen, Leistungsstörungen in vcrwaltungsrechtiichcn Schuldver- 
hältnissen, DVßl. 1962, 1-1; Maurer (l'ur\n. 9), § 14 Rdnr. 3; 1-1. 
Meyer, Das neue öflentliche Vertragsrecht und die Lcistungssro- 
rungcn, NJW 1977, 17071.; \Xlolf/l!Jachof!Stober (I ufln. 20), § 55 
Rdnr. 34. 
lichcr, also durch Gesetz oder Verwaltungsakt begründeter 
sogenannter »vcrwa I tu ngsrcchtl icher Schulei vcrhiil tn issc« 
miiglich ist. Umstritten ist allci·clings nicht, clafi cine Scha- 
clcnsersauhaftung von Privatpersonen gegenüber einem 
I Ioheitstriiger nach elem insoweit entsprechend anwendbaren 
7.ivilreclnlichcn Leistungsstörungsrecht in Betracht kommt, 
wenn ein »vcrwaltungsrcchtlichcs Schuldverhältnis« vor- 
1,egt37. Umstritten ist auch nicht, dafl ein R.Lickgriff auf die 
mit dem ,.1vilrccht!ichcn Leistungsstörungsrecht verbun- 
denen Schadensersatzansprüche ausgeschlossen ist, wenn die 
einschlägigen, das lraglichc öffcntl,ch-rcchtlichc Rechtsvcr- 
h:iltnis ausgestaltenden Regelungen - wie das Beamtenrecht - 
ausdrück I ich spczialgcsetzl ichc Schadensersatzansprüche 
vorsehen bzw. solche Schadcnsersatzansprijche ausclrLicklich 
ausschlieflcn. Umstritten 1st vielmehr, wann vom Vorliegen 
eines nichtvcrtraglichcn »vcrwaltungsrechtlichen Schuldver- 
hiiltnisscs« ausgegangen werden kann. Eine allgemeingültige 
h1rmcl ist insoweit noch nicht gefunden wnrclcn-is und 
kann cs wohl auch nicht geben, da cs sich bei der Figur 
des »vcrwaltungsrechtlichcn Schuldverhiiltnisscs« um cine 
»/'.weckschöpfung der Rcchtsprcchung«3'J handelt, nicht um 
einen von der Rechtsordnung vorgegebenen Begriff. b han- 
delt sich um cine Argumentationsformel, die, bezogen auf 
bestimmte iiffcntlich-rcchtlichc Rechtsvcrlültnisse, die ent- 
sprechende Anwendung des /.ivilrcchtlichen LeistungssLÖ- 
rungsrcchts und vor ,1llcn1 der hicrmiL verbundenen Scha- 
dcnsers,1tzansprC1che bcgrLindcn soll: Die Qualifi1icrun,, 
eines öffentlich-rechtlichen Rcchtsvc1-hiilrnisscs als »ver~ 
waltungsrcchtlichcs Schuldverhiiltnis« .soll cine Analogie 
rechtfcrtigell'10. Soweit mit dieser Analogie auch Schadenser- 
satzansprüche zu I .asten des Bürgers begründet werden, 
steht dem jedenfalls der Grundsatz des Gesetzesvorbehalts 
des Art. 20 Abs. 3 CG nicht entgegen. Dieser Grunds,nz 
schließt cs nicht aus, cine den lhirger belastende Maßnahme 
auf cine mcthoclcngerecht im Wege der RcchLsfonbildung 
gewonnene Rcchtsgrundhge zu stLitzcn, Iii/lt also auch Ana- 
logien zu LasLcn des Bürgers ,.u·11. 
b) Da{\ cine analoge Anwendung des zivilrechtlichen Lei- 
stungsstörungsrechts auf bestimmte nichtvcrtraglichc öffent- 
lich-rechtliche Rechtsvcrlültnissc nicht von vornherein aus- 
geschlossen ist, entbindet allerdings nicht von der Untersu- 
chung der Frage, wann genau eine solche Analogie möglich 
ist. Unstreitig ist dies wohl nur in den F:illen, in denen der 
Verwaltung bezüglich der Ausgestaltung des in l'rage ste- 
henden Rechtsvcrhii ltn iss es ein Wah I recht verb leibt, ob sic cs 
37 Ma11rc1· (Fufln. 9), § 28 Rdnr. 3. /\us der Rspr siehe , .. B. RG7. 
98, 341 ff. (Anspruch des Deutschen Reichs gegen einen l'ern- 
sprechteilnehmer auf Lrsav de,· U11fallfLirsorgekos1en wegen 
Vcrle11.u11g einer Telcgrafcnbcamrin durch zu hehigcs und 111e,hr- 
111aliges Kurbeln des l'ernsf)rcehers); VGi-i Ma1111hei111, V131LlW 
1982, 369 (Schadensersatzanspruch einer Ge111cinde aus dem 
Wassernutzungsverldtnis 14egen einen Benutzer); BG I I N JW 
I 998, 298 (Sch,1densers;11zansfJrLtch des Bundes t,;q.;enüber e,"ncr 
,1 nerka n n ten ßesch,i fri gu ngsstel le für '/.iv i Id ienst:lcis1cnd e ). 
38 Papia (l'ulln. 26), § 839 Rdnr. 70. 
39 So Mamer (l·uf\n. 9), § 28 Rdnr. 2. 
40 Osscnhühl, Sta,mh:1frungsrecl11, 4. Aull 1991, § ,13 2 a, S. 295 ff. 
41 JJ!eckrna1111, St:1:11Srccl11 _ll -_Die Grundrechte, 4. Aufl. 1997, § 12 
Rdnr. (,0 (n11flvcrs_t:indl,ch lonnulier1); Cent, /\nalugic im Ver- 
waltungsrecht, DOV 1985, 558 ff.; Sachs, in: Stclkens/Bonk/Sachs 
(l'ul1n. 12), § 44 Rdnr. 53; Stem, Das Suatsrecht der Bundesre- 
publik Deutschhnd, Band Ill: Allgemeine Lehren I.LI den Grund- 
rechten, 2. I Lilbb,111d, 1994, S. 436. ßVerfG, DVßl. 1997, 35l, 
sagt irn Ergebnis nichts amlcres. Die l::.111scheidung k:111n nich1 
ch hin gehend versr:1nden werden, da/\ /\ nalogicn ,.u Lasten des 
Bürgers im Vcrwa!tungsrccht grundsillzlich unzu!:issig wiircn (so 
wird die Entscheidung :tber von Kom.ak, NVwZ 1997, 872 f., und 
Schwa/Je, DVBI. 19')7, 352 L, vcrst:111den). Vielmehr Ligen die 
Vor;1usscu,u11gc11 einer J\t1:1logic hier gar nicht vor. ... 
304 Abhandlungen DVBI. I. April J 998 
in öffentlich-rechtlicher oder in privatrechtlicher Form 
wahrnehmen will: Wenn bei Wahl der Privatrechtsform das 
Leistungsstörungsrecht des BGB zur Anwendung käme, soll 
sich einerseits die Verwaltung dem nicht durch Wahl der 
öffentlich-rechtlichen Handlungsform entziehen könncn42, 
andererseits der Bürger auch nicht durch die aus seiner Sicht 
zufällige Wahl der öffentlich-rechtlichen Handlungsform im 
Vergleich zum privatrechtlichen Rechtsregime benachteiligt 
oder bq;ünstigt werden. Soweit etwa das Nutzungsverhältnis 
einer gemeindlichen öffentlichen Einrichtung öffentlich- 
rechtlich ausgestaltet ist, ist also auch zu Lasten des Bürgers 
ein Rückgriff auf das zivilrechtliche Leistungsstörungsrecht 
im Wege der Analogie möglich. Besteht dagegen keine 
Wahlfreiheit der Verwaltung hinsichtlich der Ausgestaltung 
eines i\nstaltsnutzungsvcrhältnisses, sondern ist dieses zwin- 
gend dem öffentlichen Recht zugeordnet, ist die Zulässigkeit 
einer solchen Analogie fraglich. Man wird etwa im Schulver- 
hältnis nicht ohne weiteres zu Lasten des Schülers das ,.ivil- 
rechtliche Leistungsstörungsrecht analog heranziehen kön- 
nen, wenn dieser Schuleigentum beschädigt. Hier bleibt cs 
bei der dcliktischcn Haftung nach den§§ 823 ff. BGB43. 
c) Wie problematisch cs sein kann, das zivilrechtliche 
Leistungsstörungsrecht zu Lasten des BLirgers analog anzu- 
wenden, wenn cs um die Verletzung von Pflichten aus einem 
Rcchtsvcrhälrnis geht, das zwingend elem öffentlichen Recht 
unterworfen ist, zeigt sich insbesondere bei der Frage der 
Schadensersatzhafiung ehrenamtlicher Organwalter gegen- 
über elem Hoheitsträger, dessen Aufgaben sic wahrnehmen, 
sofern dies nicht spezialgesctzlich geregelt ist+'. Tn der Litera- 
tur wird hicrvu mit den verschiedensten Begründungen 
vertreten, clafl der Organwaltcr gcgenLibcr dem Hoheitsträ- 
ger, dessen Aufgaben er wahrnimmt, nur nach Maßgabe der 
§§ 823 ff. ßGß·15 oder des analog anzuwendenden Beamten- 
rechts+ bzw. der verschiedenen spczialgcsctzlichcn Nor- 
men 17, entsprechend dem zi vi I rech ti ich en Leis tu ngsstöru ngs- 
rcchr« oder auch überhaupt nicht haftcr'". l n diesem Mei- 
nungsstreit hat die eingangs erwähnte Entscheidung des 
Sechsten Senats des B VerwG vom 3. 4. 1996 die wünschens- 
werte Klarheit geschaffen. Ihr kommt insoweit cine über den 
konkret ,.u entscheidenden Fall hinausreichende Bedeutung 
,.LI. Konkret ging cs um die Schadensersatzhaftung eines 
Studentenvertreters gegenüber der Universitat>? nach elem 
Bayerischen 1-lochschulgcsctz i. d. F. vom 7. 11. J 97gs1, das 
ausdrücklich keinen Schadensersatzanspruch der Universität 
42 Maurer (l'uf1n. 9), § 28 Rdnr. 2. 
43 Vgl. hierzu: OVC Lüneburg, NJW 1996, 2947. 
44 Bund: § 42 Abs. 2 SG B I V; § 388 Abs. 2 SG B 111; Bayern: Art. 20 
Abs. 4 Satz 2 CO; Art. 14 Abs. 4 LKrO; Brandenbuq;: § 39 GO; 
Niedersachsen: § 39 Abs. 4 NGO; Nordrhein-Westfalen: § 43 
Abs. 4 CO;§ 79 Abs. 7 Wiss! IG. In diesem Zusa111111enhang sind 
auch die Für Wehr- und Zivilclienstlcistcndc als »quasi-chrcn- 
amtliche Amtswalter- geltenden§ 24 SC und § 34 ZDG zu nen- 
nen. 
45 So 1 .. B. Dill (hd1n. 18), S. 586 ff. 
4(, So 1 .. B. Kopp, Vcrwalumgsvcrfahrcnsgcsctz, 6. Aull 1996, § 84 
Rdnr. I 0. 
47 So z.B. Zsclrak:e, Zu111 »Regrcf\« in der Ausgleichsverwaltung, 
/.LA 1957, 148. 
48 So 1 .. B. LC Münster, JA 1978, 145 f.; Bonk, in: Stelkens/ 
Bonk/Sachs (l'ufin. 12), § 81 Rdnr. 6; l l cnneck:e, I laftung korn- 
munalcr Mandatströger f,·,,. rechtswidrige Beschliissc, Jura 1992, 
134; / l üttcnbrinle, Schadensersatzansprüche (Fufln. 6), S. 87 ff., 
171 If., ders., Die öffentlich-rechtliche I lafwng der chrcnamrli- 
ehcn Organwalter gegenübe,· ihren Sclbstverwaltungskörpcr- 
schaften, l)VBI. 1981, 989 ff. 
49 So z.B. Stober, Kommunalrecht in der bundcsrepublik Deutsch- 
land, 3. Aufl. 19%, § 20 V 4, S. 298. 
50 Siehe aber h,En. 5. 
51 CVBI. S. 791. 
bei I-ehlverhaltcn des Studentenvertreters vorsah. Der VGH 
München hatte als Vorinstanz den Studentenvertreter trotz- 
dem zum Schadensersatz verurteilt, indem er die zivilrechtli- 
chen Grundsatze über die positive Forderungsverletzung auf 
das Organwaltcrvcrh;iltnis zwischen der Universität und 
elem Studentenvertreter Libertrug und dies knapp mit dem 
besonderen »auhragsahnlichcn« Vcrtr.iucnsvcrhaltnis zwi- 
schen der Hochschule und dem Studentenvertreter be- 
gründete, also letztlich auf die Lehre über die I-laftung im 
vcrwaltungsrccbtlichen Schuldverlültnis zurückgriffs2. Das 
BVerwG hielt cine solche Argumentation irn Hinblick auf 
Art. 20 Abs. 3 GG nicht für ausreichend: Zwar könne cs 
durchaus mit Art. 20 Abs. 3 GG vereinbar sein, bei Einzel- 
fragen, ,.u denen cine spezielle Regelung fehle, auf allgemeine 
Rechtsgrundsätze zurückzugreifen, sofern diese geeignet und 
ausreichend seien, auch diejenigen Besonderheiten zu erfas- 
sen, die den fraglichen Regelungszusammenhang k cnnzcich- 
nctcn. Wer in Ermangelung einer spczialgcscv.lichen Rege- 
lung auf allgemeine Rechtsgrundsätze zurückgreifen wolle, 
müsse indes den Nachweis führen, daß diese sich in einer 
Weise in den fraglichen Rcgclungs7.usammenhang einpassen, 
daß sic auch die Besonderheiten dieses Regelungszusammen- 
hangs erfassen>'. Dies habe der VGi-i MLinchen nicht be- 
rücksichtigt: Daß der Gesetzgeber keine Schadensersatz- 
pflicht normiert habe, ließe sich im vorliegenden Regelungs- 
zusammenhang so verstehen, da/\ er cine solche Schadenser- 
satzverpflichtung gar nicht gewollt habe, weil das Haftungs- 
risiko LL U. Studenten davon abhalten könne, sich zur Wahl 
zu stellen, die Studentenvertreter ehrenamtlich handelten, 
sich noch in Ausbildung befanden und zumeist wenig Ver- 
waltungserfahrung besäßen. Au/\erdem habe das Gesetz auch 
besondere Prufinstrurnentaricn vorgesehen, die vor Schädi- 
gungen der Hochschule (und des Staates) durch die Studen- 
tenschaft schutzcn sollten. Letztlich sci keine planwidrige 
Regelungslücke erkennbar, die durch Anwendung allgemei- 
ner Rechtsgrundsätze geschlossen werden könne. 
Für den zu entscheidenden Fall wird man dem ohne weite- 
res zustimmen können. Raum für richterliche Rechtsfortbil- 
dung war aufgrund der konkreten gesetzlichen Ausgestal- 
tung des Organwaltervcrlültnisscs nicht gegeben. Als 
Kernaussage des Urteils läßt sich damit der allgemeine Satz 
gewinnen, daß das Fehlen einer spezialgesctzlicbcn Scha- 
clcnscrsatzvcrpflichtung für sich allein noch nicht die An- 
nahme einer LLickc in der Regelung eines öffentlich- 
rechtlichen Rechtsverhältnisses rechtfertigt, die zu Lasten 
des Bürgers durch analoge Anwendung des zivilrechtlichen 
Leistungsstörungsrechts oder unmittelbar nicht anwendbarer 
öffentlich-rechtlicher Schadensersatzregelungen zu schlicf1en 
ist. Vielmehr muß das Vorliegen einer Regelungslücke aus 
dem Gesamtzusammenhang der einschlägigen Vorschriften 
heraus begründet werden. Speziell bezogen auf die Frage der 
Haftung ehrenamtlicher Organwaltcr bedeutet dies, da(1 bei 
Fehlen ausdrLicklichcr Schadensersatzansprüche cine Haf- 
tung aufgrund analoger Anwendung des zivilrechtlichen 
Leistungsstörungsrechts oder der beamtenrechtlichen Scha- 
densersatzansprüche nicht in Betracht kommen wird, da 
gerade die Ehrenamtlichkcit der Tätigkeit die Vermutung 
begründet, daE cine Schadensersatzhaftung vom Gesetzgeber 
nicht gewollt ist. 
cl) /\us den im "Studentcnvcrtrctcr«-Urteil aufgestellten 
Grundsät7.en darf jedoch nicht geschlossen werden, daß w 
Lasten von Privatpersonen innerhalb öffentlich-rechtlicher 
Rechtsverhältnisse cine analoge Anwendung des zivilrcchtli- 
52 VCH München, Urteil vorn 11. 11. 1992-7 B 91.3123-, n. v.; so 
auch bereits VGH München, BayVGHE n. F 42, 125 fl, 128. 
53 BVcrwGE 101, 51, 54 = DVBI. 1996, 1369, 1370. 
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chen Leistungsstörungsrechts oder unmittelbar nicht ein- 
sch 1,igiger öffentlich-rech ti ich er Schadensersatzansprüche 
schlechthin ausgeschlossen sci, wenn cs nicht gerade u111 die 
Frage der Schadensersatzhaftung innerhalb eines Anstalts- 
nutzungsverhältnisses gebt. Dies zeigt sich etwa, wenn ein 
Minister oder ein Pnrlamentariscber Staatssekretär seinen 
Dienstherrn schädigt. Nur die Ministergesetze Bayerns 
(Art. 7 Abs. 2), Brandenburgs(§ 6 Abs. I i. V. 111it § 44 LßG) 
und Schleswig-Holsteins (§ 5 Abs. 3 i. V. mit § 94 LBG) 
sehen insoweit eine ausdrückliche Schadensersatzhaftung 
vor. Eine Sonderstellung nimmt die Regelung des § 8 des 
Ministergesetzes von Rheinland-Pfalz ein, d as bczi.iglich der 
Vernnrwortlichkcit der Rcgicrungs111itglicdcr auf die Landes- 
verfassung verweist, deren Art. JJJ Abs. 2 z.umindcst cine 
sehadensersatzähnlichc Haftung vorsieht, sowie die Rege- 
lung in Berlin, dessen Verfassung in Art. 79 zurnindesr cine 
Haftuno von Senatsmitgliedern fi.ir Verstöße gegen das 
Haushaltsrecht kennt. Die Minister- bzw. Senatorengesetze 
der Linder Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Hex- 
sen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Thi.iringcn sagen 
dagegen zu der Frage der Verantwortlichkeit der Regie- 
rungsmitglieder nichts, sondern regeln fast ausschlic/\lich die 
ihnen /.ustchendcn Rechte. § 8 des Bundesministergesetzes. 
§ 7 des Gesetzes über die Rcchtsvcrhaltnissc der ParIarncn- 
rarischcn Staatssekretäre und die Ministergesetze der Länder 
Mecklcnburo-Vorpommern (§ 7), Niedersachsen(§ 8), Saar- 
land (§ 7) u~d Sachsen-Anhalt (§ 8) ordnen schlicl1lich zur 
Fracc der Verantwortung von Regierungsmitgliedern nur an, 
daß° ein Disziplinarverfahren nicht stattfindet bzw. sich die 
Verantwortlichkeit der Regierungsmitglieder nach der Ver- 
fassung richtet, welche jedoch nur die politische Verant- 
wortlichkeit der Regierung regelt. Besteht demnach eine 
ausdrückliche Schadensersatzpflicht Für Regierungsmitglie- 
der nur in den seltensten Fällen, so erscheint es jedoch als 
nicht von vornherein ausgeschlossen, zwar nicht das zivil- 
rechtliche Leistungsstörungsrecht, wohl aber die be.unten- 
rcchtl ich en Schadensersatzansprüche analog anzuwenden, 
wenn cine solche ausdrückliche Regelung nicht existiert bzw. 
cinurcift: So ist einerseits das Ministcrvcrhaltnis als »otlcnt- 
lichb-rechtliches Amtsverhältnis« hinsichtlich der persönli- 
chen Rechte und Pflichten des Ministers in den verschiede- 
nen Ministergesetzen zumindest ähnlich wie das Beamten- 
verhältnis ausgestaltet, andererseits sind die Minister wegen 
ihrer Professionalität auch nicht in einer mit den chrcn.untli- 
chen Organwaltern vergleichbaren Weise schutzbcdurltig 
und schlid1lich ist auch gerade im }-linblick auf Art. 3 Abs. I 
GG schlechthin nicht erkennbar, warum etwa bei Zusam- 
menwirken eines Ministers mit einem Ministerialbeamten 
nur der Beamte für den hierdurch verursachten Schaden des 
Dienstherrn schadensersatzpflichtig sein soll. Natürlich lic/\e 
sich einer solcbcn Analogie das Argument entgegenhalten, 
daß gerade die Nichtregelung einer Schadensersatzhaftung in 
den Ministergesetzen deutlich mache, da/\ eine solche Haf- 
tune vom Gesetzgeber nicht gewollt sci, er vielmehr davon 
aus~e.,arwcn sei, da/\ die politische Verantwortlichkeit des 
Mi1~is~ert geni.igc, um ihn zur ordnungsmä/\igen Erfi.iliung 
seiner Amtspflichten anzuhalten. Dennoch erscheint dieses 
Argument letztlich nicht als stichhaltig: Das 111 Art. I J4 
Abs. I GG und den meisten Landesverfassungen>' vorgese- 
hene, in§ 47 HGrG, § 114 BI-10/Ll-lO etwas näher gcrcgcl- 
54 Baden-Württemberg: Art. 83 Abs. I; Bayern: Art 80 Sar,. I; 
Brandenburg: Art. 106 Abs. I; Harnburg: Arr. 70 Satz I; Hessen: 
Arr. 144 Satz 2; Mccklcnburg-Vorpornrncrn: J\n. 67 Abs. 3; Nie- 
dersachsen: J\rr. 69 S:1tz 3; Nordrhein-Westfalen: An. 86 Satz I; 
Rheinland-Pfalz: An. 120 Abs. I; Saarland: An. 106 Abs. I; Sach- 
sen: Arr. 99; Sachsen-Anhalt: Art. 97 Abs. 3; Schleswig-Holstein: 
Arr. 55 Abs. 2; Thüringen: An. 102 Abs. 3. 
te Institut der Lnliastung hat zwar im wesentlichen nur 
politische Funkt ion'", setzt aber letztlich voraus, dali die 
Entlastungsverweigerung gewisse Konsequenzen für die 
Regierungsmitglieder hat, woraus sich schließen läflt, daß 
diese Verfassungsbestimmungen implizit zumindest von der 
Möglichkeit einer persönlichen Inanspruchnahme der ver- 
antwortlichen Regierungsmitglieder :1usgchen und damit cine 
analoge Anwendung der beamtenrechtlichen Schadcnscrsarz- 
anspruchc forderns<,. ln Berlin und Bremen, deren Verfas- 
sungen das Institut der Entlastung nicht kennen, wird man 
diese Analogie mit einer im Hinblick auf§ 47 HGrG not- 
wendigen »rahmcnrcchtskonformcn- Auslegung des Landes- 
rechts bcgri.indcn können. 
c) Darf die Bcgri.indung des ,,Studcntenvertrctcr«-Urteils 
also einerseits nicht zu der Annahme führen, daß zu Lasten 
Privater cine analoge Anwendung des zivilrechtlichen Lei- 
stungsstörungsrechts oder unmittelbar nicht: einschlägiger 
öffentlich-rechtlicher Schadcnsersaztansprüchc immer ausge- 
schlossen ist, so darf aus diesem Urteil andererseits auch 
nicht geschlossen werden, daß dann, wenn cine solche Ana- 
logie ausgeschlossen ist, auch keine dclik tischc I laftung nach 
den§§ 823 ff. BGB in Betracht kommt. So erscheint cs etwa 
durchaus als gerechtfertigt, da/\ ehrenamtliche Organwaltcr 
gegenüber dem Hoheitsträger, dessen Aulgabrn sic wahr- 
nehmen, fi.ir die Vcrlcv.ung solcher Pflichten in Anspruch 
genommen werden können, deren Einhaltung ihnen auch 
gegenüber jedem beliebigen Dritten obliegt. Warum sollten 
solche Amtswalter etwa nicht bei vorsiiu.lich sittenwidriger 
Schädigung(§ 826 BGB) "ihres« Hoheitsträgers in Anspruch 
genommen werden können? Gerade die Geltung des Delikts- 
rechts zu Lasten des ehrenamtlichen Organwalters sichert 
auch die Annahme des "Studentenvertrctcr«-Urtcils ab, daf\ 
cine Rcgclungsli.icke im BayHSchG nicht vorhanden war: Sic 
widerlegt das ansonsten durchaus ernst zu nehmende »Miß- 
brauchs-Argulllcnt«, da/\ selbst vors,itzlichc Schädigungen 
der Universit:it durch die Studentenvertreter sank-tionslos 
bleiben müßten, wenn man nicht das zivilrechtliche Lci- 
swngsstörungsrccht oder die beamtenrechtlichen Scludcns- 
ersatzanspri.ichc ,1n,1log anwendct57. Zu beachten ist bei der 
Anwendung des allgemeinen Dcliktsrechts zu Lasten ehren- 
amtlicher Organwaltcr allerdings, daß lllan nicht durch cine 
weite Auslegung des Begriffs "Schutzgesetze« in § 823 
Abs. 2 BB letztlich wieder zu einer 1.u strengen Haftung 
kommt: Schutzgesetze gcgeni.ibcr dem l lohcitstr,iger, dessen 
Aufgaben der Organwalter wahrnimmt, können nur solche 
Gesetze sein, deren Einhaltung dem Organwalter unrnittel- 
bar persönlich obliq;t, dagegen nicht solche Gesetze, die 
unmittelbar nur den Hoheitsträger berechtigen und ver- 
pflichten, deren Einhaltung und Berücksichtigung also ledig- 
lich cine Amtspflicht des Organw:1lters darstellt. 
f) Gerade weil das »Stude11tcnvertrctcr«-Urtcil nichts /.u 
der 1:rage der dcliktiscbcn l laftung chren:urnlicher Organ- 
waiter gcgcni.ibcr dem 1-lohcitstriigcr, dessen Aufgaben sic 
wahrnehmen sagt bleibt schlicfllich noch ein weiterer Punkt 
offen, n;imli~h cli~ frage des diesen Schaclcnscrs:1t/.anspri.i- 
chcn /.ugru11de zu legenden J'-laftungsmaflstabs. § 823 BGB 
hilt zur 1-laftungsbcgri.inclung jede 1:orm der Fahrlässigkeit 
und damit auch leichteste 1-'ahrl:issigkcit i. S. des § 276 Satz 2 
ßGß genügen. Jedoch bßt sich bei nur leichter 1:ahrl,issigkcir 
55 Grupp, 1-lausldtsrcchr, 111: Achrcnbcrg/Piirrncr (Hrsg.), Beson- 
deres Vcrw:1lrungsrecht, B:rnd II, 1990, K,1pitcl 6/1 Rdnrn. 146 l  
56 In diese Richtu;,g Stern, Das Sr;iarsrcchr der Bundesrepublik 
Uemschl:rnd, Ban~! 11, I 980, § 34 V 4 b, S. 46 I; \logcl!Ki,·d1hoj; 
in: Kom,ncnrnr ,.um Bonner Grund~csct,., J\rr. I 14 ltdnr. 158 
(Bc:irbeirun~ 1973); zweifelnd insoweit: /-/erzog, in: Maun,./ 
Düri,, Grund<>cserz, Art. (,2 Rclnr. 88 (Bc;irbciwng 1984). 
57 So a1~h Dill ((ul\n. I 8), S. 587. 
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auch ein Ausschluß der dcliktischcn Schadensersatzhaftung 
begründen: Eine Begrenzung des Haftungsmaßstabs auf 
Vorsatz und grobe Fahrlassigkeir enthalten nämlich - seit 
dem bereits angesprochenen 9. Gesetz zur Änderung dien- 
strechtlichcr Vorschriften vom 11.6.1992 - selbst für »pro- 
fessionelle« Amtswalter mittlerweile nahezu alle Vorschrif- 
ten, die spczialgcscrzlich die Schadensersatzhaftung des 
Amtswalters gegenüber dem Hoheitsträger anordnen, dessen 
Aufgaben sie wahrnchrncu (und damit anerkannterma/\en 
den Rückgriff auf§§ 823 H. BGB ausschließen). Eine solche 
Einschränkung des Haftungsmalistabs wird darüber hinaus 
in An. 34 Satz 2 GG generell zugunsten jedes Amtswalters 
für den 1:aJI des Regresses bei Staatshaftung gegenüber Drit- 
ten angeordnet. Diesen Vorschriften liegt als gelllcinsamc 
ratio die Uberlcgung zugrunde, daf1 cs notwendig sci, dem 
Amtswalter die Angst vor überlllä/\igen Haftungsrisiken zu 
nehmen, um seine Entschluf\frcudigkeit und damit die 
»Schlagkraft der Vcrwaltung« zu starken'». Vor allem auch 
aus Gründen der Gleichbehandlung erscheint cs als geboten, 
diesen Rechtsgedanken im Wege der Gesamtanalogie auch 
zugunsten ehrenamtlicher Organwalter auf deren Schadens- 
ersatzhaftung nach § 823 ff. BGB zu übertragen, sofern die 
Deliktshaftung aufgrund spez.ialgesetzlicher Haftungsan- 
sprüche nicht ohnehin ausgeschlossen ist. Da/\ gegen cine 
solche Einschränkung des privatrechtlichen Dcliktsrcchts 
durch Heranziehung öffentlich-rechtlicher Rechtsgrundsätze 
keine konstruktiven Bedenken bestehen, wurde bereits an 
anderer Stelle dargelegt (s. oben I c). Es handelt sich hierbei 
um einen Anwendungsfall der Lehre vom Verwaft14ngspri- 
uatrecbt. 
58 Dies waren die Überlegungen, die zur Schaffung des § 23 Abs. 2 
und 4 Dl3G gcfcihrt haben, der Vorläufer des Art. 34 Satz 2 GG 
und damit mittelbar Vorläufer aller Haftungsbeschränkungen im 
Öffentlichen Dienst ist (s. hierzu Brand, Das Deutsche ß camten- 
gescv. - Dl3G -, 4. Aufl. 1942, § 23 Anm. A 2 b 4, S. 240). Vgl. zu 
den Motiven der Neurq;elung der Bcamtcnhafu.nj; durch das 
9. Gesetz zur Änderung dicnsrrcchtlichcr Vorschriften: Sc/mu.pp, 
Neuerungen 1111 Haftungsrecht der Beamten, Die Personalvertre- 
tung 1994, 67 ff.; Simianer, Vermögensrechtliche Haftung des 
Beamten dem Dienstherrn gegenüber, ZBR 1993, 33. 
